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Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) 

i.d.F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
14.06.2021 (BGBl. I S. 1802). 
 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

i.d.F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Ge-

setzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802). 

 

Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) 

Vom 05.03.2010 (GBI. Nr. 7 S.358), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.07.2019 (GBI. S. 313) 
 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) 

i.d.F. vom 18.12.1990 (BGBI. I S. 2253), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2017 (BGBI. I 

S. 1057) 

Allgemeine Angaben 

Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs dieses Bebauungsplanes bisher bestehenden 

planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere baupolizeiliche Bauvorschriften 

der Gemeinde werden aufgehoben.  

Soweit sich für bestehende Gebäude bzw. Nutzungen Abweichungen von den getroffenen Festset-

zungen ergeben, gelten die Festsetzungen nur für Gebäude, die nach Inkrafttreten des Bebauungs-

planes errichtet werden. 
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A Planungsrechtliche Festsetzungen 

gemäß § 9 BauGB und BauNVO 

 

A.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

A.1.1 Sondergebiet – großflächiger Lebensmitteleinzelhandel (SO) (§ 11 BauNVO) 

Zulässig ist: 

 Ein der Grundversorgung dienender Lebensmittel-Einzelhandelsbetrieb mit einer 

Verkaufsfläche von maximal 1.200 m², dessen Sortiment Nahrungs- und Genussmit-

tel einschließlich Getränke sowie Drogerieartikel umfasst. Sonstige, über die Grund-

versorgung hinausgehende Sortimente, dürfen nur als Nebensortiment auf nicht 

mehr als 10 % der Verkaufsfläche angeboten werden.  

A.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB,  

§§ 16 – 21a BauNVO) 

A.2.1 GRZ (Grundflächenzahl) (§ 19 i.V.m. § 16 Abs.5 BauNVO) 

Maximale Grundflächenzahl: 0,5 

Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO 

beschriebenen Anlagen (z.B. Nebenanlagen im Sinne des § 14, Stellplätze, Tiefgaragen, 

etc.) bis max. 0,8 überschritten werden. 

A.2.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO, § 9 Abs. 3 BauGB) 

Unterer Bezugspunkt für die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen ist die festgesetzte 

Bezugshöhe über NN.  

Bezugshöhe: siehe Planeinschrieb.  

Die max. zulässige Gebäudehöhe wird gemessen ab festgesetzter Bezugshöhe bis zur Ge-

bäudeoberkante (obersten Dachabschluss / Attika). 

Maximale Gebäudehöhe: 9,00 m 

Ausnahmsweise können Überschreitungen der Höhenbegrenzung für untergeordnete Bau-

teile oder Bauten (technisch bedingte Anlagen, usw.) zugelassen werden. 

A.2.3 Baumassenzahl (§ 21 BauNVO) 

Siehe Planeinschrieb. 

A.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB,  

§§ 22, 23 BauNVO) 

A.3.1 Bauweise 

a: abweichende Bauweise: offen ohne Längenbeschränkung.  

A.3.2 Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen festgesetzt.  

A.3.3 Stellung baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Gebäudehauptrichtung parallel zu den eingezeichneten Pfeilrichtungen. 
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A.4 Nebenanlagen, Garagen, Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB,  

§§ 12, 14 BauNVO) 

A.4.1 Garagen und Stellplätze (§ 12 BauNVO) 

Garagen und Stellplätze sind auf der gesamten Grundstückfläche zulässig. Ausgenommen 

sind die ausgewiesenen Pflanzgebots- und Pflanzbindungsflächen.  

A.4.2 Tiefgaragen 

Tiefgaragen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Sie müs-

sen außerhalb der Hochbauten erdüberdeckt sein. Die Mindestüberdeckung muss 0,5 m be-

tragen. Der Substrataufbau muss mit steinfreiem kulturfähigem Bodenmaterial erfolgen. Die 

Flächen sind intensiv zu begrünen und gärtnerisch anzulegen. 

A.4.3 Nebenanlagen (§ 14 BauNVO) 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO wie Einhausungen für Einkaufswägen sind auf 

der gesamten Grundstückfläche zulässig. Ausgenommen sind die ausgewiesenen Pflanzge-

bots- und Pflanzbindungsflächen. Werbeanlagen und Hinweisschilder können ausnahms-

weise auch in Pflanzgebots- und Pflanzbindungsflächen zugelassen werden. 

A.5 Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)  

Entlang der K1690 und im Einmündungsbereich der August-Blessing-Straße besteht ein ge-

nerelles Zu- und Abfahrtsverbot. An der August-Blessing-Straße sind die Zu- und Abfahrts-

bereiche gekennzeichnet.  

A.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,  

Natur und Landschaft (§ 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB)  

A.6.1 Insektenfreundliche Beleuchtung (§ 21 NatSchG BW) 

Es sind aus tierökologischer Sicht verträgliche Beleuchtungskörper nach dem Stand der 

Technik (vorzugsweise LED-Leuchtmittel) an Gebäuden und als Straßenbeleuchtung zu in-

stallieren, um die Fauna des Raumes nicht durch die neuen Lichtquellen zu irritieren bzw. 

anzulocken. Diese sind außerdem so anzubringen, dass keine großräumige Ausleuchtung 

der Umgebung bewirkt wird. 

A.7 Pflanzgebote und Pflanzbindungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

Mit dem Bauantrag ist ein qualifizierter Freiflächenplan einzureichen. 

A.7.1 Pflanzgebot 1 (Pfg 1) – Einzelbäume 

An den im Plan durch Planzeichen festgesetzten Standorten sind hochstämmige groß- bzw. 

mittelkronige, standortgerechte, einheimische Laubbäume zu pflanzen, zu pflegen und dau-

erhaft zu unterhalten. Abgängige Bäume sind zu ersetzen. Für die Bepflanzung geeignete 

Arten und Sorten sind in Pflanzenliste 2 aufgeführt. 

Die im Bebauungsplan eingetragenen Standorte der Bäume sind geringfügig veränderbar, 

sofern die ursprüngliche Gestaltungsidee erhalten bleibt. Bäume aus der Pflanzbindung 

können angerechnet werden.  

Pro Baum sind über dem Wurzelbereich mindestens 10 m² unversiegelte Fläche oder durch-

lässige Beläge vorzusehen. 
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A.7.2 Pflanzgebot 2 (Pfg 2) – Dachbegrünung 

Flachdächer und flachgeneigte Satteldächer bis 20° sind mit einer insektenfreundlichen, ex-

tensiven Dachbegrünung aus niederwüchsigen, trockenheitsresistenten Stauden und Grä-

sern zu versehen und dauerhaft zu unterhalten. Etwaige kahle Stellen sind auszubessern. 

Die Aufbaustärke soll mindestens 10 cm betragen. Es ist nur unbelastetes Substrat (Z0). Auf 

eine entsprechende Gütesicherung ist zu achten. Recyclingmaterialien aus der Müllverbren-

nung sind nicht zulässig.  

Bei der Verwendung von Photovoltaik- und Solaranlagen sind diese mit einer Ständerbau-

weise zu errichten um eine Kombination mit der Dachbegrünung zu ermöglichen. 

Die zur Pflanzung geeigneten Arten und Sorten sind in Pflanzenliste 3 aufgeführt.  

A.7.3 Pflanzgebot 3 (Pfg 3) – Intensive Begrünung von Tiefgaragen 

Tiefgaragen sind außerhalb der Hochbauten, sofern in diesen Bereichen keine oberirdischen 

Zufahrten oder Zugänge angelegt werden, erdüberdeckt auszuführen. Hiervon ausgenom-

men sind die Einhausungen von Tiefgaragenzufahrten. Die Mindestüberdeckung muss 0,5 m 

betragen. Der Substrataufbau muss mit steinfreiem kulturfähigem Bodenmaterial erfolgen. 

Die Flächen sind dauerhaft intensiv zu begrünen und gärtnerisch anzulegen.  

A.7.4 Pflanzbindung (Pfb) 

Die Bäume und Sträucher auf der im Plan gekennzeichneten Fläche sind dauerhaft zu erhal-

ten, zu pflegen und zu schützen. Abgängige Gehölze sind zu ersetzen. Für die Bepflanzung 

geeignete Arten und Sorten sind in den Pflanzenlisten 1 und 2 aufgeführt. 

A.8 Flächen zur Herstellung des Straßenkörpers (§9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

Fundamente der Verkehrsflächen (Hinterbeton von Randsteinen und Rabatten) sind auf den 

angrenzenden Grundstücken bis 0,50 m Breite vom Grundstückseigentümer entschädi-

gungslos zu dulden. 
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B Örtliche Bauvorschriften 

gemäß § 74 LBO 

 

B.1 Äußere Gestaltung (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

B.1.1 Dachform, Dachneigung und Dachgestaltung 

Im Baugebiet sind Flachdächer bis max. 10° zulässig. Ausnahmsweise sind flachgeneigte 

Satteldächer mit einer Neigung bis max. 20° zulässig.  

Die Dächer sind zu begrünen (siehe Pfg 2). 

B.1.2 Fassaden 

Unzulässig sind auffällige Fassadenfarben (Leuchtfarben und intensive Farbwerte mit Re-

missionswerten von 1-15 und 80-100). Glänzende und reflektierende Materialien sind nicht 

zulässig mit Ausnahme von Fenster, Türen und Flächen für die Solarnutzung. 

Bei gewerblich genutzten Gebäuden sind ungegliederte Fassaden (ohne Fenster, Lisenen 

u.a.) mit mehr als 30 m² Fläche, zu mindestens 50% der Fassadenlänge, mit Rankenge-

wächsen zu begrünen. Die Pflanzstreifen hierfür müssen eine Breite von mindestens 80 cm 

haben. Die Süd-, West- und Ostseiten der Gebäude sind bevorzugt zu berücksichtigen.  

Bauliche Anlagen, die für anfliegende Vögel eine Durchsicht auf die dahinterliegende Umge-

bung eröffnen, wie verglaste Hausecken und Verbindungsgänge, sind unzulässig. Weiterhin 

sind spiegelnde Fassaden oder Fenster mit einem Außenreflexionsgrad größer 15% an Ge-

bäudefronten in Nachbarschaft zu Gehölzbeständen bzw. der offenen Feldflur unzulässig. 

Es wird auf das Merkblatt „Vögel und Glas“ der Schweizerischen Vogelwarte 

https://vogelglas.vogelwarte.ch/assets/files/merkblaetter/MB_Voegel_und_Glas_D_2017.pdf 

und die ausführlichere Broschüre „Vögel und Glas“ https://vogelglas.vogelwarte.ch verwie-

sen. 

B.2 Gestaltung der unbebauten Flächen, der bebauten Grundstücke und 

Einfriedungen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

B.2.1 Gestaltung der Stellplätze 

PKW-Stellplätze sind wasserdurchlässig anzulegen (z.B. Rasenschotter, Rasenpflaster, Si-

ckersteine, o.ä.).  

B.2.2 Einfriedungen 

Es sind nur Metallgitter- bzw. Maschendrahtzäune bis 2,0 m Höhe zulässig. Die Zäune sind 

beidseitig zu begrünen. Die zur Bepflanzung notwendigen Pflanzstreifen müssen eine Breite 

von mindestens 80 cm aufweisen.  

Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen ohne Gehweg oder Sicherheitsstreifen ist mit den 

Einfriedungen ein Mindestabstand von 50 cm bis zum Straßenrand (Bordstein) einzuhalten. 

Tote Einfriedungen müssen zur Durchlässigkeit von Kleintieren einen Mindestabstand von 

10 cm zum Boden aufweisen. 

B.2.3 Nicht bebaute Grundstücksflächen 

Die übrigen nicht bebauten Grundstücksflächen sind gärtnerisch anzulegen und zu pflegen. 

Lose Material- und Steinschüttungen zur Gestaltung der unbebauten Grundstücksflächen 

sind unzulässig. 
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B.3 Niederspannungsfreileitungen (§ 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 

Niederspannungsfreileitungen sind unzulässig. 
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C Hinweise 
 

C.1 Bodendenkmale 

Es besteht Meldepflicht von Bodenfunden gem. § 20 Denkmalschutzgesetz. 

C.2 Bodenschutz 

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundes-Bodenschutzgesetzes 

(BBodSchG), insbesondere auf §§ 4 und 7 wird hingewiesen. In diesem Sinne gelten für jeg-

liche Bauvorhaben die getroffenen Regelungen zum Schutz des Bodens (s. Beiblatt 2015) 

Auf das Beiblatt „Regelungen zum Schutz des Bodens“ wird verwiesen. 

C.3 Geotechnik 

LGRB vorhandenen Geodaten im Verbreitungsbereich der Erfurt-Formation (Lettenkeuper) 

sowie des Trigonodusdolomits (Oberer Muschelkalk). Die Festgesteine werden vollständig 

von quartären Lockergesteinen (Holozäne Abschwemmmassen, Löss) mit im Detail nicht 

bekannter Mächtigkeit überlagert. 

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung ge-

eignet sind, sowie mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) 

und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist 

zu rechnen. 

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind 

nicht auszuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant 

bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwie-

sen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versickerungs-

gutachtens empfohlen. 

Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von Versickerungs-

einrichtungen auf aus-reichenden Abstand zu Fundamenten zu achten. 

C.4 Hochwasserschutz/Starkregengefahr 

Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung liegt im Einzugsgebiet der Glems, jedoch 

nicht in unmittelbarer Nähe zum Gewässer. Bei außergewöhnlichen und extremen Starkre-

genereignissen stellt der Geltungsbereich des Bebauungsplans in Teilen jedoch eine poten-

tielle Überflutungsfläche dar. Es kann dann auch nicht ausgeschlossen werden, dass abflie-

ßendes Regenwasser von der Münchinger Straße her auf das Baugrundstück dringt. Infor-

mationen hierzu können über die Hochwassergefahrenkarte 

(https://www.starkregengefahr.de/glems) abgerufen werden. Dem Bauherrn wird empfohlen, 

entsprechende passive Rückhaltevorrichtungen und aktive Schutzmaßnahmen (z. B. techni-

sche Schutzvorrichtungen, Notfallpläne) in der Bau- und Betriebsplanung zu berücksichti-

gen. 

Die Gemeindeverwaltung steht im Rahmen ihres Starkregengefahrenmanagements als An-

sprechpartner zur Verfügung. 



C Hinweise 
 

 

Seite 9 / 13  BP „Nördlich Münchinger Straße, 1. Änderung“ 

 

C.5 Grundwasser 

Für eine eventuell notwendige Grundwasserbenutzung (Grundwasserableitung während der 

Bauzeit, Grundwasserumleitung während der Standzeiten von Bauwerken) ist grundsätzlich 

eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. 

Eine ständige Grundwasserableitung in die Kanalisation oder in ein Oberflächengewässer ist 

nicht zulässig.  

Baumaßnahmen, die lediglich punktuell in das Grundwasser einbinden (z.B. Tiefgründungs-

körper, Verbaukörper) sind vorher dem Landratsamt Ludwigsburg, Fachbereich Umwelt, an-

zuzeigen. 

Sollte bei der Baumaßnahme unvorhergesehen Grundwasser erschlossen werden, so ist 

dies anzeigepflichtig. Die Bauarbeiten sind dann bis zur Entscheidung einzustellen. 

Entnahmeeinrichtungen sowie Grundwasserzugangsstellen sind in Abstimmung mit dem 

Landratsamt Fachbereich Umwelt zurückzubauen. Grundwasserzugangsstellen, welche er-

halten werden sollen, müssen entsprechend dauerhaft gesichert sein. 

Das Plangebiet liegt in der Wasserschutzgebietszone III und IIIA des Wasserschutzgebiet 

„SCHWIEBERDINGEN“. Die Beschränkungen und Verbote der Rechtsverordnung des Land-

ratsamtes zum Schutze des Grundwassers im Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanlage 

sind zu beachten. 

C.6 Abbruch- und Rodungsarbeiten 

In Vorbereitung von Abbruch- und Rodungsarbeiten ist die Einhaltung der artenschutzrecht-

lichen Vorschriften gem. §§ 39 und 44 BNatSchG, Einhaltung der Baufeldräumung und Ro-

dungen, zu beachten. Ggf. ist rechtzeitig vorab ein Fachgutachter einzuschalten, der Ge-

bäude und Gehölzstrukturen entsprechend untersucht und, soweit erforderlich, weitere Ar-

tenschutzmaßnahmen benennt, die mit der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen sind. 

C.7 Duldungspflichten 

Der Eigentümer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungs-

körper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper und des Zubehörs 

sowie Kennzeichen und Hinweisschilder für Erschließungsanlagen auf seinem Grundstück 

gemäß § 126 Abs. 1 BauGB zu dulden. 

Können Verkehrszeichen oder Verkehrseinrichtungen aus technischen Gründen oder wegen 

der Sicherheit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs nicht auf der Straße angebracht wer-

den, haben die Eigentümer der Anliegergrundstücke das Anbringen gemäß § 5 b Abs. 6 

Satz 1 Straßenverkehrsgesetz zu dulden. 

C.8 Erneuerbare Energien 

Es wird empfohlen, erneuerbare Energien zu verwenden. Besonders auf die Nutzung von 

Photovoltaik- und Solaranlagen wird verwiesen. 
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C.9 Artenschutz 

Die Artenschutzrechtliche Relevanzprüfung der Planbar Güthler GmbH, Mai 2021, kam zu 

folgendem Ergebnis:  

Zu beachtende Vermeidungsmaßnahme: 

 Die Entfernung der Gehölze und Strauch- und Krautflur ist außerhalb der Brutzeit 

von freibrütenden Vogelarten, also zwischen dem 01. Oktober und 28./29. Februar 

durchzuführen.  

Empfohlen Maßnahmen: 

 Für die Entfernung der Grünstrukturen sollten ergänzende Pflanzungen von Vogel-

nährgehölzen, wie beerentragende Sträucher (Schwarzer Holunder, Liguster, Hart-

riegel, Weißdorn, Pfaffenhütchen, Schlehe oder Wolliger Schneeball) oder auch 

heimische Obst- und Laubbäume (z. B. Süß- oder Sauerkirsche, Apfel, Felsenbirne, 

Feldahorn, Eberesche) in den verbleibenden und umliegenden Grünstrukturen vor-

gesehen werden. 

 Als populationsstützende Maßnahme sollten für den Haussperling zwei Vogelnisthil-

fen (Sperlingskoloniehaus, Nischenbrüterhöhlen) an der erweiterten ALDI-Filiale in-

stalliert werden. 
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D Pflanzenlisten 
 

D.1 Pflanzenliste 1 Sträucher 

Roter Hartriegel Cornus sanguinea 
Hasel Corylus avellana 
Zweigriffliger Weißdorn Crataegus laevigata 
Eingriffliger Weißdorn Crataegus monogyna 
Pfaffenhütchen Euonymus europaeus 
Liguster Ligustrum vulgare 
Schlehe Prunus spinosa 
Echter Kreuzdorn Rhamnus catharticus 
Hundsrose Rosa canina 
Weinrose Rosa rubiginosa 
Schwarzer Holunder Sambucus nigra 

Wolliger Schneeball Viburnum lantana 
Gewöhnlicher Schneeball Viburnum opulus 

D.2 Pflanzenliste 2 Bäume 

Pflanzgröße: Hochstämme (Kronenansatz mind. 180 cm Höhe) mit Stammumfang mindes-

tens 18-20cm, die mind. 3 x verschult und aus seinem Sämling gezogen wurden 

Geeignete mittelkronige Arten 
Feldahorn Acer campestre 
Hainbuche Carpinus betulus 
Vogelkirsche Prunus avium 
Speierling Sorbus domestica 
Elsbeere Sorbus torminalis 

 

Geeignete großkronige Arten  

Spitzahorn Acer platanoides 
Zitterpappel Populus tremula 
Winterlinde Tilia cordata 
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D.3 Pflanzenliste 3 Dachbegrünung 

Geeignete Kräuter:  

Schnittlauch Allium schoenoprasum 

Berg-Lauch Allium senescens 

Gemeiner Wundklee Anthyllis vulneraria 

Rundbl. Glockenblume Campanula rotundifolia 

Karthäusernelke Dianthus carthusianorum 

Natternkopf Echium vulgare 

Zypressen-Wolfsmilch  Euphorbia cyparissias 

Gemeines Sonnenröschen Helianthemum nummularium 

Kleines Habichtskraut  Hieracium pilosella 

Hornklee Lotus corniculatus 

Felsennelke Petrorhagia saxifraga 

Scharfer Mauerpfeffer Sedum acre 

Weißer Mauerpfeffer Sedum album 

Feld-Thymian Thymus pulegioides 

Sand-Thymian Thymus serpyllum 

Geeignete Gräser:  

Zittergras Briza media 

Dach-Trespe Bromus tectorum 

Schaf-Schwingel Festuca ovina 

Schillergras Koeleria glauca 

Zwiebel-Rispengras Poa bulbosa 

Flaches Rispengras Poa compressa 

 



   

 

Seite 13 / 13 BP „Nördlich Münchinger Straße, 1. Änderung“ 

 

  

 

Regelungen zum Schutz des Bodens bei Bauvorhaben 

1. Wiederverwertung von Bodenaushub 

1.1 Anfallender Bodenaushub ist in seiner Verwertungseignung zu beurteilen und bei entspre-

chender Qualifizierung wieder zu verwerten. Die VwV des UM für die „Verwertung von als 

Abfall eingestuftem Bodenmaterial“ ist hierbei zu beachten (gilt für den Einbau unterhalb ei-

ner Rekultivierungsschicht). 

Für den Umgang mit Bodenmaterial, welches für Rekultivierungszwecke bzw. Meliorations-

maßnahmen vorgesehen ist, gelten die Vorgaben der Hefte 10 und 28 aus der Reihe Luft-

Boden-Abfall, UM Baden-Württemberg (v.a. Lagerung, Einbringung). Ebenso sind die An-

forderungen nach § 12 BBodSchV (Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung) und die 

DIN 19731 (Verwertung von Bodenmaterial) einzuhalten. 

1.2 Einer Vor-Ort-Verwertung des Bodenaushubs innerhalb des Baufeldes (Erdmassenaus-

gleich) ist grundsätzlich Vorrang einzuräumen. Diesem Erfordernis ist bereits in der projekt-

spezifischen Planung (z.B. Reduzierung der Einbindetiefen) Rechnung zu tragen. 

1.3 Zu Beginn der Baumaßnahmen ist der Mutterboden (humoser Oberboden, oberste15-

30 cm) abzuschieben (§ 202 BauGB). Er ist vom übrigen Bodenaushub bis zur weiteren 

Verwertung getrennt zu lagern und vor Verdichtung (kein Befahren) und Vernässung (Bö-

schungen profilieren) zu schützen. Die Mieten dürfen max. 2m hoch geschüttet werden und 

sind bei einer Lagerdauer > 6 Monate mit tiefwurzelnden, mehrjährigen Pflanzen zu begrü-

nen. Eine vorhandene Vegetation ist im Vorfeld zu mähen und zu mulchen. 

1.4 Bodenaushub unterschiedlicher Verwertungseignung ist separat in Lagen auszubauen, 

ggfs. getrennt zu lagern und spezifisch zu verwerten. Unbrauchbare und/oder belastete Bö-

den sind von verwertbarem Bodenaushub zu trennen und einer Aufbereitung oder einer ge-

ordneten Entsorgung zuzuführen 

2. Bodenbelastungen 

2.1 Der Baubetrieb ist so zu organisieren, dass betriebsbedingte unvermeidliche Bodenbelas-

tungen (z.B. Verdichtungen, Erosion) auf das engere Baufeld beschränkt bleiben. Künftige 

Freiflächen (z.B. Ausgleichsflächen, Wiesen) sind deshalb vom Baubetrieb durch Absperr-

bänder freizuhalten. Verdichtungen sind am Ende der Bauarbeiten durch Tiefenlocke-

rungsmaßnahmen bis unterhalb des Verdichtungshorizontes zu beseitigen. 

2.2 Hinweise, wie eine bodenschonende Bauausführung zu planen und umzusetzen ist, gibt 

das neu erschienene BVB-Merkblatt Band 2 „Bodenkundliche Baubegleitung“ des Bundes-

verbandes Boden (ISBN 978 3 503 15436 4, Erich Schmidt Verlag GmbH, 2013). 

2.3 Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. Vermi-

schungen mit Bodenmaterial auszuschließen sind (z.B. Lagerung auf Geotextil). 

2.4 Werden im Zuge der abzustimmen Bauarbeiten stoffliche Bodenbelastungen angetroffen, ist 

der weitere Handlungsbedarf mit dem Landratsamt Ludwigsburg, Fachbereich Umwelt. 
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